En 


Extra⸗ Beilage 


zu 


Nr. 21 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


— — 


Marienwerder, den 20. Mai 1896. 


Bekanntmachung 


betreffend die mit dem 1. Juli d. Is. in Kraft tretende Regelung 
der Arbeitsverhältniſſe in den Bäckereien und Konditoreien. 


Auf Grund des § 120 e der Gewerbeordnung hat der Bundesrath nachſtehende Vor— 
ſchriften über den Betrieb von Bäckereien und Konditoreien erlaſſen: 

J. Der Betrieb von Bäckereien und ſolchen Konditoreien, in denen neben den Konditorwaaren 
auch Bäckerwaaren hergeſtellt werden, unterliegt, ſofern in dieſen Bäckereien und Son: 
ditoreien zur Nachtzeit zwiſchen achteinhalb Uhr Abends und fünfeinhalb Uhr Morgens 
Gehülfen oder Lehrlinge beſchäftigt werden, folgenden Beſchräukungen: 


1. 


Die Arbeitsſchicht jedes Gehülfen darf die Dauer von zwölf Stunden oder, falls 
die Arbeit durch eine Pauſe von mindeſtens einer Stunde unterbrochen wird, ein: 
ſchließlich dieſer Pauſe die Dauer von dreizehn Stunden nicht überſchreiten. Die 
Zahl der Arbeitsſchichten darf für jeden Gehülfen wöchentlich nicht mehr als 7 betragen. 

Außerhalb der zuläſſigen Arbeitsſchichten dürfen die Gehülfen nur zu gelegent— 
lichen Dienſtleiſtungen und höchſteus eine halbe Stunde lang bei der Herſtellung 
des Vorteigs (Hefeſtücks, Sauerteigs), im Uebrigen aber nicht bei der Herſtellung 
von Waaren verwendet werden. Erſtreckt ſich die Arbeitsſchicht thatſächlich über 
eine kürzere als die im Abſatz 1 bezeichnete Dauer, jo dürfen die Gehülfen während 
des an der zuläſſigen Dauer der Arbeitsſchicht fehlenden Zeitraums auch mit anderen 
als gelegentlichen Dienſtleiſtungen beſchäftigt werden. 

Zwiſchen je zwei Arbeitsſchichten muß den Gehülfen eine ununterbrochene Ruhe 
von mindeſtens acht Stunden gewährt werden. 


Auf die Beſchäftigung von Lehrlingen finden die vorſtehenden Beſtimmungen mit 


der Maßgabe Anwendung, daß die zuläſſige Dauer der Arbeitsſchicht im erſten 
Lehrjahre zwei Stunden, im zweiten Lehrjahre eine Stunde weniger beträgt, als 
die für die Beſchäftigung von Gehülfen zuläſſige Dauer der Arbeitsſchicht, und daß 
die nach Ziffer 1 Abſatz 3 zu gewährende ununterbrochene Ruhezeit ſich um eben 
dieſe Zeiträume verlängert. 


3. Ueber die unter den Ziffern 1 und 2 feſtgeſetzte Dauer dürfen Gehülfen und Lehr: 


linge beſchäftigt werden: 

a) an denjenigen Tagen, an welchen zur Befriedigung eines bei Feſten oder ſonſtigen 
beſonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfniſſes die untere Verwaltungsbehörde 
Ueberarbeit für zuläſſig erklärt hat; 

b) außerdem an jährlich zwanzig der Beſtimmung des Arbeitgebers überlaſſenen Tagen. 
Hierbei kommt jeder Tag in Aurechnung, an dem auch nur ein Gehülfe oder Lehr⸗ 
ling über die unter den Ziffern 1 und 2 feſtgeſetzte Dauer beſchäftigt worden iſt. 


III. 


IV. 
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Auch an ſolchen Tagen, mit Ausnahme des Tages vor dem Weihnachts-, 
Oſter- und Pfingſtfeſt, muß zwiſchen den Arbeitsſchichten den Gehülfen eine un— 
unterbrochene Ruhe von mindeſtens acht Stunden, den Lehrlingen eine ſolche von 
mindeſtens zehn Stunden im erſten Lehrjahre, mindeſtens neun Stunden im zweiten 
Lehrjahre gewährt werden. 

Die untere Verwaltungsbehörde darf die Ueberarbeit (a) für höchſteus zwanzig 
Tage im Jahre geſtatten. 

4. Der Arbeitgeber hat dafür zu ſorgen, daß an einer in die Augen fallenden Stelle 
der Betriebsſtätte ausgehängt iſt: 

a) eine mit dem polizeilichen Stempel verſehene Kalendertafel, auf der jeder Tag, 
an dem Ueberarbeit auf Grund der Beſtimmung unter Ziffer 3b ſtattgefunden 
hat, noch am Tage der Ueberarbeit mittelſt Durchlochung oder Durchſtreichung 
mit Tinte kenntlich zu machen iſt; 

5) eine Tafel, welche in deutlicher Schrift den Wortlaut dieſer Beſtimmungen (I 
bis V) wiedergiebt. 

5. An Sonn- und Feſttagen darf die Beſchäftigung von Gehülfen und Lehrlingen auf 
Grund des § 105 der Gewerbeordnung und der in den §s 10de und 105k 
a. a. O. vorgeſehenen Ausnahmebewilligungen nur inſoweit erfolgen, als dies mit 
den Beſtimmungen unter den Ziffern 1 bis 3 vereinbar it. 

In Betrieben, in denen den Gehülfen und Lehrlingen für den Sonntag eine 
mindeftens vierundzwanzigſtündige, ſpäteſtens am Sonnabend Abend um 10 Uhr 
beginnende Ruhezeit gewährt wird, dürfen die an den zwei vorhergehenden Werk— 
tagen endigenden Schichten um je zwei Stunden über die unter den Ziffern 1 und 2 
beſtimmte Dauer hinaus verlängert werden. Jedoch muß auch dann zwiſchen je zwei 
Arbeitsſchichten den Gehülfen eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens acht 
Stunden, den Lehrlingen eine ſolche von mindeſtens zehn Stunden im erſten Lehr— 
jahre, mindeftens neun Stunden im zweiten Lehrjahre gelaſſen werden. 


Als Gehülfen und Lehrlinge im Sinne der Beſtimmungen unter I gelten ſolche Perſonen, 


welche unmittelbar bei der Herſtellung von Waaren bejchäftigt werden. Dabei gelten 
Perſonen unter ſechszehn Jahren, welche die Ausbildung zum Gehülfen nicht erreicht 
haben, auch dann als Lehrlinge, wenn ein Lehrvertrag nicht abgeſchloſſen iſt. 

Die Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Gehülfen finden auch auf geiverb- 
liche Arbeiter Anwendung, welche in Bäckereien und Konditoreien lediglich mit der Be— 
dienung von Hülfsvorrichtungen (Kraftmaſchinen, Beleuchtungsaulagen und dergleichen) 
beſchäftigt werden. 

Die Beſtimmungen unter! finden keine Anwendung auf Gehülſen und Lehrlinge, die zur 
Nachtzeit überhaupt nicht oder doch nur mit der Herſtellung oder Herrichtung leicht ver— 
derblicher Waaren, die unmittelbar vor dem Genuß hergeſtellt oder hergerichtet werden 
müſſen (Eis, Cremes und dergleichen), beſchäftigt werden. 
Die Beſtimmungen unter! finden ferner keine Anwendung: 
1. auf Betriebe, in denen regelmäßig nicht mehr als dreimal wöchentlich gebacken wird; 
2. auf Betriebe, in denen eine Beſchäftigung von Gehülfen oder Lehrlingen zur Nacht⸗ 
zeit lediglich in einzelnen Fällen zur Befriedigung eines bei Feſten oder ſonſtigen 
beſonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfniſſes mit Genehmigung der unteren 

Verwaltungsbehörde ſtattfindet. 

Dieſe Genehmigung darf die untere Verwaltungsbehörde für höchſtens zwanzig 

Nächte im Jahre ertheilen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 1. Juli 1896 in Kraft. Während der Zeit 


vom 1. Juli bis 31. Dezember 1896 darf Ueberarbeit auf Grund der Beſtimmung 
unter! Ziffer Za für höchſteus zehn Tage und Nachtarbeit auf Grund der Beſtimmung 
unter IV Ziffer 2. für höchſtens zehn Nächte geſtattet werden, ſowie Ueberarbeit auf 
Grund der Beſtimmung unter 1 Ziffer 3b an höchſtens zehn Tagen ſtattfinden. 
Berlin, den 4. März 1896. 
Der Stellvertreter des Reichskanzlers. 
von Boetticher. 


Zur Ausführung der vorſtehend abgedruckten Beſtimmungen 


des Bundesraths iſt Seitens des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe folgende Anweiſung erlaſſen: 


Auweiſung 


zur Ausführung der Beſtimmungen des Bundesraths über den Betrieb von 


reien 
B 


— 


Bäckereien und Konditoreien — Bekauntmachung des Reichskanzlers vom 


4. März 1896 (R.⸗G.⸗Bl. S. 55.) — 


Zur Ausführung der Beſtimmungen des Bundesraths über den Betrieb von Bäcke— 
und Konditoreien — Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 4. März 1896 (R.⸗G.⸗ 


l. S. 55) wird hierdurch Folgendes beſtimmt: 


— 


— 


Die Abſtempelung der gemäß der Vorſchrift unter 1 4a der Bekanntmachung von dem 


Arbeitgeber an der Betriebsſtätte auszuhängenden Kalendertafel iſt von der Ortspolizei⸗ 
behörde unentgeltlich vorzunehmen. Iſt die Kalendertafel nicht bereits vom Arbeit— 
geber mit ſeinem Namen oder ſeiner Firma verſehen worden, ſo hat dies durch die Orts— 
polizeibehörde bei der Abſtempelung zu geſchehen. 


Die Ortspolizeibehörde hat in jedem zur Nachtzeit Gehülfen oder Lehrlinge beſchäfti— 


genden Betriebe, in welchem Bäckerwaaren hergeſtellt werden, halbjährlich mindeſtens 

eine ordentliche Reviſion vorzunehmen. Außerordentliche Reviſionen haben nach Bedürf⸗ 

niß und insbeſondere dann zu erfolgen, wenn der Verdacht einer geſetzwidrigen Beſchäfti— 
gung von Gehülfen oder Lehrlingen vorliegt. 
Bei der Reviſion hat der revidirende Beamte Folgendes zu beachten: 

1. Von den Beſtimmungen unter ! der Bekanntmachung des Reichskanzlers bleiben befreit: 
a. Betriebe, in denen keine Gehülfen oder Lehrlinge beſchäftigt werden, 

b. Betriebe, in denen die Gehülfen und Lehrlinge nur am Tage — zwiſchen 5 ¼ Uhr 
Morgens und 812 Uhr Abends — beſchäftigt werden, oder eine Beſchäftigung zur 
Nachtzeit nur ausnahmsweiſe und nur mit Genehmigung der unteren Verwaltungs— 
behörde ſtattfindet (IV, 2 der Bekanntmachung) 

©. Betriebe, in denen nicht mehr als dreimal wöchentlich gebacken wird (IV, 1 der 
Bekanntmachung) 

2. Gehört der zu revidirende Betrieb nicht zu den vorſtehend unter 1a bis c aufgeführten 
Kategorien, unterliegt er alſo den Beſtimmungen unter I der Bekanntmachung, fo hat 
der revidirende Beamte bei der Reviſion insbeſondere feſtzuſtellen: 

a. ob die Arbeitsſchicht jedes Gehülfen die Dauer von 12 Stunden oder, falls die 
Arbeit von einer Pauſe von mindeſtens einer Stunde unterbrochen wird, einſchließ⸗ 
lich dieſer Pauſe die Dauer von 13 Stunden nicht überſchreitet und ob die Dauer 
der Arbeitsſchichten der Lehrlinge im erſten Lehrjahr zwei Stunden, im zweiten 
Lehrjahr eine Stunde weniger beträgt als die für die Beſchäftigung von Gehülfen 
zuläſſige Dauer der Arbeitsſchicht. (, 1 und 2 der Bekanntmachung.) 
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b. ob zwiſchen den Arbeitsſchichten jedem Gehülfen eine uunnterbrochene Ruhezeit 
von 8 Stunden, den Lehrlingen eine ſolche von 10 Stunden im erſten Lehrjahr, 
von 9 Stunden im zweiten Lehrjahr gewährt wird. (, 1 und 2 der Bekannt- 
machung.) 

c. ob an der Arbeitsſtätte eine mit dem polizeilichen Stempel verſehene Kalendertafel 
und eine Tafel mit einer Abſchrift oder einem Abdruck der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers ausgehängt iſt. (1, 4 der Bekauntmachung.) 

d. ob auf der Kalendertafel die vom Arbeitgeber ausgewählten Ueberarbeitstage vor— 
ſchriftsmäßig durchlocht oder mit Tinte durchſtrichen, und ob etwa mehr als zwanzig 
Tage in dieſer Weiſe als Ueberarbeitstage kenntlich gemacht find. (I, Ab und 4 
der Bekanntmachung.) 

3. Ju den vorſtehend unter 2 bezeichneten Betrieben hat der revidirende Beamte bei jeder 

Reviſion auf der Kalendertafel einen Reviſionsvermerk zu machen. 

Die Ortspolizeibehörde hat eine Liſte zu führen, in die alle revidirten Betriebe und bei 
jedem Betriebe die Daten der vorgenommenen Reviſionen einzutragen ſind. Den zu 
ſtändigen Gewerbeaufſichtsbeamten iſt dieſe Liſte auf Erſuchen zur Einſicht vorzulegen. 


. Den Gewerbeaufſichtsbeamten ſteht gemäß § 139 b der Gewerbeordnung neben den 


ordentlichen Polizeibehörden die Aufſicht über die Ausführung der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers zu. Nehmen die Gewerbeaufſichtsbeamten in der Reviſionsthätigkeit der 
Beamten der örtlichen Polizei Mängel wahr, ſo haben ſie hiervon der vorgeſetzten Be— 
hörde dieſer Beamten Anzeige zu erſtatten. 


. Wird eine mit dem polizeilichen Stempel verſehene Kalendertafel (1, 4a der Bekanut⸗ 


machung des Reichskanzlers) im Laufe des Kalenderjahres in Folge von Beſchädigungen 
und dergleichen unbrauchbar und deshalb der Ortspolizeibehörde eine neue Tafel zur 
Abſtempelung vorgelegt, jo hat die Ortspolizeibehörde die auf der alten Tafel durch— 
lochten oder durchſtrichenen Tage auch auf der neuen Tafel zu durchlochen oder zu durch— 
ſtreichen und auf die alte Tafel den Vermerk zu ſetzen, daß ſie ungültig ſei. 

Auf Grund der Vorſchrift unter I, 3a der Bekanntmachung des Reichskanzlers iſt die 
untere Verwaltungsbehörde befugt, für höchſtens zwanzig Tage im Jahre Ueber— 
arbeit zu geſtatten. 

Dieſe Vorſchrift ſoll in erſter Linie dem Umſtande Rechnung tragen, daß ſich die 
Arbeit regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres, zum Beiſpiel vor den hohen Feſten 
und vor Markttagen, beſonders anhäuft. Die untere Verwaltungsbehörde hat deshalb 
für diejenigen Tage, an denen alljährlich regelmäßig Arbeitshäufung und Bedürfniß nach 
Ueberarbeit eintritt, im Voraus Ueberarbeit zu geſtatten. Hierbei iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, daß nicht ſchon alle zwanzig Ueberarbeitstage durch die allgemeine Anordnung 
erſchöpft werden, ſondern daß ein Theil der Ueberarbeitstage für unvorhergeſehene Er— 
eigniſſe, die allgemein einen erhöhten Bedarf an Backwa iren im Gefolge haben, z. B. 
für Truppenübungen, aufgeſpart bleibt. 

Tritt in einzelnen Betrieben noch an anderen als den von der unteren Verwaltungs— 
behörde allgemein als Ueberarbeitstage frei gegebenen Tagen, in Folge beſonderer Um— 
ſtände, z. B. wegen eiliger größerer Beſtellungen oder wegen erheblicher Verzögerungen 
in der Beendigung des Backprozeſſes, das Bedürfniß hervor, die regelmäßige Arbeitszeit 
der Gehülfen oder Lehrlinge zu überſchreiten, jo ſind dieſe Betriebe auf die Vorſchrift 
unter J, 3b der Bekauntmachung zu verweiſen, wonach jeder Arbeitgeber höchſtens zwanzig 
Tage jährlich nach eigener Wahl zur Ueberarbeit beſtimmen kann. 

Durch die Vorſchrift unter IV, 2 der Bekanntmachung des Reichskanzlers wird die untere 
Verwaltungsbehörde ermächtigt, ſolchen Betrieben, in denen die Gehülfen und Lehrlinge 
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nur am Tage — zwiſchen 5½ Uhr Morgens und 81 Uhr Abends — beichäftigt 
werden, und auf die deshalb die Vorſchriften unter | der Bekanntmachung keine Anwendung 
finden, für höchſtens zwanzig Nächte im Jahr die Genehmigung zur Nachtarbeit zu er⸗ 
theilen. Auch dieſe Vorſchrift beruht auf der Erwägung, daß unter beſonderen Umſtänden 
eine außergewöhnliche Arbeitshäufung und dadurch ein Bedürfuiß nach Verlängerung der 
regelmäßigen Arbeitszeit eintreten kann. 

VIII. Die in der Bekanntmachung des Reichskanzlers unter X getroffene Uebergangsbeſtimmung 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1896 iſt von der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde genau zu beachten. 

Berlin, den 15. April 1896. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Frhr. v. Berlepſch. 


Endlich hat der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe zur 
Erläuterung der obigen Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers 
Folgendes bemerkt: 


1. Welche Behörden unter der Bezeichnung „untere Verwaltungsbehörde“ im Sinne der 
Bekanntmachung zu verſtehen find, ergiebt ſich aus der von dem Herrn Minifter des Innern 
und mir erlaffenen Bekanntmachung vom 4 März 1892 (Min. Blatt f. d. g. innere Verw S. 115). 

2. Den Beſtimmungen unter ! der Bekanntmachung des Reichskanzlers unterliegen nur 
ſolche Bäckereien, in denen Gehülfen oder Lehrlinge zur Nachtzeit zwiſchen 812 Uhr Abends 
und 512 Uhr Morgens beſchäftigt werden und ferner mit derſelben Beſchränkung diejenigen 


Betriebe, in denen neben Konditorwaaren auch Bäckerwaaren hergeſtellt werden — die „ge⸗ 

miſchten“ Betriebe —. Die Betriebe, die ausſchließlich Konditorwaaren herſtellen — die 

„reinen“ Konditoreien — bleiben alſo auch dann, wenn fie zur Nachtzeit arbeiten, von den 
, 3 X) . 


beſchränkenden Beſtimmungen unter ! der Bekanntmachung befreit. 

Ein Zweifel darüber, ob in einem Nachtbetriebe Bäckerwaaren hergeſtellt werden, der 
Betrieb alſo unter die Beſtimmungen des Bundesraths fällt, wird vorausſichtlich nur ſelten 
entſtehen. Verlangt die Polizeibehörde von einem ſolchen Nachtbetriebe die Befolgung der 
Vorſchriften des Bundesraths, während der Arbeitgeber dabei beharrt, daß in dem Betriebe 
nur Konditorwaaren hergeſtellt würden, ſo wird die Entſcheidung des Strafrichters herbei⸗ 
zuführen ſein. 

3. Einer Schädigung der unter die Vorſchriften des Bundesraths fallenden „gemiſchten“ 
Betriebe durch die unbeſchränkt gebliebenen „reinen“ Konditoreien wird durch die Vorſchrift 
unter III der Bekanntmachung des Reichskanzlers vorgebeugt, die es den gemiſchten Betrieben 
ermöglicht, die als Konditorgehülfen und Lehrlinge beſchäftigten Perſonen bei Tage unbeſchränkt 
und außerdem zur Nachtzeit bei der Herſtellung oder Herrichtung leicht verderblicher Waaren 
(Eis, Cremes und dergl.) zu verwenden, die Arbeitszeiten dieſer Perſonen alſo auch fernerhin 
ſo zu geſtalten, wie es gegenwärtig üblich iſt. 

4. In der zwiſchen den Arbeitsſchichten liegenden Zeit ſoll jedem Arbeiter eine ununter⸗ 
brochene Ruhe von 8 Stunden, dem Lehrling im zweiten Lehrjahre eine ſolche von 9 Stunden 
und im erſten Lehrjahre eine ſolche von 10 Stunden gewährt werden. In dem nach Abzug 
der ununterbrochenen Ruhezeit verbleibenden Reſt jener Zwiſchenzeit darf jeder Gehülfe und 
Lehrling höchſtens eine halbe Stunde lang bei der Herſtellung des Vorteiges, abgeſehen hier⸗ 
von aber bei der Herſtellung von Waaren überhaupt nicht und im Uebrigen nur zu 
ec Dienſtleiſtungen alſo nicht zu regelmäßigen Arbeiten irgend welcher Art ver— 

endet werden. 
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Als gelegentliche Dienſtleiſtungen find ſolthe Arbeiten auzuſehen, die außerhalb des 
regelmäßigen Fortgangs der Haupt- und Nebenarbeiten des Betriebes zeitweiſe vorkommen, 
3. B. das Abladen einer ankommenden Sendung von Mehl, Holz oder Kohlen, das Ueber— 
bringen von Waaren an einzelne Kunden. Zu den gelegentlichen Dienſtleiſtungen zählen 
alſo nicht die regelmäßigen Nebeuarbeiten des Betriebes, z. B das alltägliche Austragen von 
Backwaaren an die Kunden, das Reinigen der Backſtube, der Bleche, der Maſchinen und dergl.; 
Arbeiten dieſer Art ſind auf die tägliche Arbeitsſchicht anzurechnen. 

5. Soweit die unter die Bekanntmachung des Reichskanzlers fallenden Betriebe als 
Fabriken anzuſehen find, gelten für fie hinſichtlich der Regelung der Arbeitszeiten der 
Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeiter neben den Vorſchriften der Bekanntmachung auch die 
Beſtimmungen der $$ 135 bis 1392 der Gewerbeordnung. 

6. An Sonn⸗ und Feſttagen darf nach 1 5 der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
die Beſchäftigung von Gehülfen und Lehrlingen auf Grund des § 105 der Gewerbeordnung 
und der in den Ss 105 e und 105 f a. a. O. vorgeſehenen Ausnahmebewilligungen nur inſoweit 
erfolgen, als dies mit den Beſtimmungen unter J, 1 bis 3 der Bekanntmachung vereinbart iſt. 
Demnach dürfen ebenſo, wie die Werktagsſchichten, auch die in den Sonntag hineinreichenden 
Schichten nicht länger als 12 bezw. 13 Stunden dauern. 

Durch Ueberarbeit auf Grund der Vorſchriften unter I, 3 der Bekanntmachung ſollen 
zwar auch die Sonntagsſchichten verlängert werden dürfen; dieſe Verlängerung findet aber in 
der Regel ihre Grenze an der von den Herren Regierungs-Präſidenten auf Grund des § 105 
der Gewerbeordnung für Sonn- und Feſttage vorgeſchriebenen Ruhezeit von 14 Stunden. 
Nur an ſolchen Sonn- und Feſttagen, für welche etwa die Herren Regierungs-Präſid enten 
ausnahmsweiſe ausgedehntere Sonntagsarbeit geſtattet haben (vergl. B. 111. 7. der Anweiſung, 
betreffend die Sonntagsruhe im Gewerbebetriebe, vom 11. März 1895), wird auch während 
der vierzehuſtündigen Ruhezeit Ueberarbeit ſtattfinden dürfen, ſofern nur den Arbeitern gemäß 
den Vorſchriften unter J, 3 der Bekauntmachung des Reichskanzlers eine ununterbrochene Ruhe 
von mindeſtens 8, bezw. 9 und 10 Stunden verbleibt. 


Vorſtehendes wird hiermit behufs genauer Nachachtung zur öffentlichen Kenntniß der 
betheiligten Gewerbetreibenden gebracht. 
Marienwerder, den 17. Mai 1896. 
Der Regierungs-Präſident. 
von Horu. 


—— „„ 


Ausgegeben am 21. Mai 1896. Druck der R. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 
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